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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns, dass wir als komba gewerkschaft an diesem Verfahren beteiligt 
werden.  

Der Gesetzentwurf ist mit der verfassungsrechtlich geschützten Alimentation im Ar-
tikel 33 Absatz 5 Grundgesetz unvereinbar. Das Modell sieht durch den geplanten 
Zuschuss eine einseitige Besserstellung von Beamtinnen und Beamten nach deren 
Optionswunsch vor und gewährt nur diesen monatliche zur Besoldung zählende 
Dienstbezüge, die andere Beamtinnen und Beamte nicht erhalten.  

Auch besteht dahingehend eine Ungleichbehandlung im Vergleich zu den Beamtin-
nen und Beamten, die die Absicherung durch die Beihilfe erhalten. Diese treffen die 
Leistungskürzungen in der Beihilfe, es bestehen keine kostenfreien Mitversiche-
rungsmöglichkeiten und kein Bestandsschutz für Leistungen, wie beispielsweise in 
der privaten Krankenversicherung. Diese Ausdifferenzierung ist im Ergebnis nicht 
akzeptabel, da die damit verbundenen Chancen und Risiken zum Zeitpunkt der 
Verbeamtung nicht abschließend überblickt werden können. 

Der Dienstherr darf zudem seine verfassungsmäßig vorgegebene Fürsorgepflicht 
nicht gänzlich an ein anderes System delegieren, indem er die Beihilfe durch den 
Arbeitgeberzuschuss ablöst. Dies hat gerade erst auch die Landesregierung von 
Sachsen-Anhalt in einer Antwort vom 28.07.2017 (Drs. 7/1702) bestätigt. Demnach 
kann sich der Dienstherr selbst durch Zahlung eines Arbeitgeberanteils zur GKV  
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oder der PKV nicht seiner Fürsorgepflicht entziehen. Die verbeamteten Kolleginnen 
und Kollegen hätten gleichwohl einen ergänzenden Fürsorge- und Beihilfeanspruch. 

 

Wir stellen nochmal klar, dass durch das Gesetz die Voraussetzungen für eine frei-
willige Versicherung gem. § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V von der Pflichtversicherung be-
freiten Beamtinnen und Beamten in der GKV nicht berührt wird. Nach wie vor kön-
nen in das Beamtenverhältnis eintretende Beschäftigte des öffentlichen Dienstes 
sich nur freiwillig in der GKV versichern, wenn sie vor dem Wechsel in den letzten 5 
Jahren 24 Monate oder ununterbrochen in den letzten 12 Monaten pflichtversichert 
waren. Damit sind alle Berufsanfänger ausgeschlossen. Diese Regelungen liegen 
nicht in der Gesetzgebungskompetenz des Landes Schleswig-Holstein. Auch die 
Regelungen in den §§ 250 ff. SGB V sind mit dem Gesetzesvorstoß nicht kompati-
bel. 

Die Möglichkeit, Beitragszuschüsse an Beschäftigte zu zahlen, ist in § 257 SGB V 
abschließend geregelt. Diese Möglichkeit ist ausdrücklich begrenzt auf diejenigen 
Versicherten, die nur wegen Überschreitung der Jahresentgeltsgrenze versiche-
rungsfrei sind. Darunter fallen Beamtinnen und Beamte nicht. 

Bei einem Wahlrecht ist davon auszugehen, dass sich Beamte als Alleinverdiener 
mit Ehefrau und Kindern und/ oder mit Vorerkrankungen vermehrt in der GKV versi-
chern. Fraglich ist dabei, ob der Bundesgesetzgeber dieses „Vorteils-Hopping“ von 
Beamten durch Öffnung der GKV zulässt oder unterbindet, in dem er die Zugangs-
voraussetzungen (z.B. § 9 SGB V) verschärft. Bislang geht die Bundesregierung 
davon aus, dass die Einführung einer Versicherungspflicht in der GKV für alle Beihil-
feberechtigten gar nicht möglich ist (Antwort der Bundesregierung auf Frage 18 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke –BT-Drs. 18/ 11738). 

 

Im Übrigen müssen PKV-Tarife langfristig geplant und kalkuliert werden. Das vorge-
sehene Modell wird die Zusammensetzung der Risiken und den Altersaufbau in den 
Systemen verändern. Infolge der „Abwanderungen“ aus dem System der PKV dürf-
ten die Versicherungsbeiträge tendenziell steigen. Zwar würde sich für die PKV die 
Zahllast verringern, aber unter der Voraussetzung einer Ausgaben- und Budget-
neutralen Ausgestaltung bei allen GKV-Versicherten würde der Beitragssatz in der 
GKV um 1,5 % steigen; so das Kieler Institut für Mikrodaten-Analyse. Mit einer 
schleichenden Erosion des PKV-Bereiches steht es zu befürchten, dass sich das 
gesamte Gesundheitssystem in Deutschland verschlechtern wird, da - wie hinläng-
lich bekannt - die PKV einen hohen Teil zur so genannten „Querfinanzierung“ des 
Gesundheits-Gesamtsystems leisten. Der Zugang zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung ist mit Wechseleffekten verbunden, die eigentlich von den gesetzlichen Si-
cherungssystemen nicht gewünscht sein können. Es ist damit zu rechnen, dass 
beim Zugang überproportional viele mitversicherte Ehegatten und Kinder oder auch 
Personen mit Vorerkrankungen von dem Wahlrecht Gebrauch machen werden. Da-
her müsste das Modell und dieser Zugang auch von der gesetzlichen Krankenversi-
cherung ohne Vorliegen eines schlüssigen Gesamtkonzeptes abgelehnt werden.  
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